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Anhörung des Haushalts- und Finanzausschusses des Landtages NRW zum zweiten 
Nachtragshaushaltsgesetz 2016 
 
Stellungnahme des Gesprächskreises für Landesorganisationen der Weiterbildung in NRW 
 

 
Sehr geehrter Herr Möbius, 
 

die gemeinwohlorientierte Weiterbildung in NRW bedankt sich beim Haushalts- und 
Finanzausschuss für die Einladung zur Anhörung zum zweiten Nachtragshaushalt 2016. Da es uns 
leider aus terminlichen Gründen nicht möglich ist, persönlich an der Ausschusssitzung 
teilzunehmen, erlauben wir uns folgende Stellungnahme zum Nachtragshaushaltsgesetz 2016 
abzugeben.  
 
Einleitend möchten wir ausdrücklich betonen, dass wir die vom Kabinett beschlossene und 
entsprechend eingebrachte zusätzliche Strukturmittelförderung in Höhe von 6,25 Millionen Euro 
ausdrücklich begrüßen. Die Erläuterungen von Ministerin Sylvia Löhrmann in ihrer 
Pressemitteilung vom 5. Juni 2016 zeigen, dass die Landesregierung das Grundanliegen der 
gemeinwohlorientierten Weiterbildung in NRW aufgegriffen und erste Lösungen auf den Weg 
gebracht hat.  
 
Dabei sehen die 460 Einrichtungen landesweit die auf vier Jahre angelegte zusätzliche Förderung 
der Regelförderung durch Rücknahme des Konsolidierungsbeitrages von 15 auf 10 % als 
adäquate Maßnahme zur zielgerichteten Kompensation ihrer zusätzlichen Leistungen im Bereich 
Integration. Es ist unser dringlichstes Ziel gewesen, eine Mittelerhöhung zum landesweiten Ausbau 
einer der Aufgabe gerecht werdenden Struktur der Weiterbildung zu befördern. Diesem zentralen 
Anliegen hat die Landesregierung nun Rechnung getragen.  
 
Besonders in der Frage der Zuwanderung hat die gemeinwohlorientierte Weiterbildung in den 
letzten Jahren und verstärkt ab 2015 zusätzliche Aufgaben übernommen. Wir weisen ausdrücklich 
darauf hin, dass die Finanzierung von Sprach- und Integrationsangeboten und insbesondere die 
vom Ministerium für Schule und Weiterbildung zusätzlich eingesetzten Fördermittel für 
Basissprachkurse in Höhe von 2,5 Mio. Euro eine starke Unterstützung bedeuten. Diese Mittel sind 
jedoch nicht für die dringend benötigten infrastrukturellen Verbesserungen einsetzbar, 
insbesondere für hauptamtliches Personal (HPM und Verwaltung), das für die Konzipierung, 
Beratung und Begleitung, für verstärkte Fördermittelakquise und Qualifizierung von zusätzlichen 
Lehrkräften sowie für die Durchführung und Koordination verantwortlich ist. 
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Eine Datenerhebung im Mai 2016 zum Leistungsumfang des Sprachangebotes für Zugewanderte 
in den gemeinwohlorientierten Einrichtungen der Weiterbildung hat ergeben, dass die 
Gesamtanzahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer in 2015 auf rund 138.568 gestiegen ist. 
Davon haben allein die Zugewanderten aus den Ländern ohne Bleibeperspektive einen Anteil von 
rund 75.000. Für 2016 werden noch höhere Zahlen erwartet. 
 
Darüber hinaus sorgt die gemeinwohlorientierte Weiterbildung mit ihrem breiten Spektrum 
allgemeiner, politischer, beruflicher, schulabschlussbezogener und kultureller Weiterbildung sowie 
mit Eltern- und Familienbildung dafür, dass unter ihrem Dach ein umfassendes und professionelles 
Integrationsangebot auch über Sprach- und Integrationskurse hinaus angeboten wird.  
 
Zielrichtung sind die 

 Herstellung von Ausbildungs- und Beschäftigungsfähigkeit 

 Qualifizierung von Haupt- und Ehrenamtlichen 

 Organisation gemeinsamer Angebote der Aufnahmegesellschaft mit Flüchtlingen 

 Stärkung demokratischer Prozesse. 
 

In unserem Positionspapier vom 17. März 2016 haben wir den Bedarf an zusätzlichen jährlichen 
Mitteln für diese Aufgaben mit 20 Mio. Euro beziffert. Die von den Regierungsfraktionen 
beschlossenen zusätzlichen Mittel im Rahmen des zweiten Nachtragshaushaltes 2016 in Höhe 
von 6,25 Mio. Euro zur Stärkung der Einrichtungen weisen in die richtige Richtung.   
 
Im Namen aller 460 Einrichtungen der gemeinwohlorientierten Weiterbildung in NRW und im 
Namen aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, aber auch im Namen unserer Kursleitungen, die im 
Rahmen der Integrationsangebote einen über das erwartbare und vertragsmäßig vereinbarte Maß 
hinaus ihren Beitrag leisten, befürworten wir ausdrücklich die im Gesetzentwurf vom 31. Mai 2016 
vorgesehenen erhöhten Zuweisungen.  
 
Wir müssen an dieser Stelle aber nochmals darauf hinweisen, dass die Regelförderung über das 
Weiterbildungsgesetz seit 1984, trotz regelmäßiger Kostensteigerungen in den Einrichtungen, über 
30 Jahre nicht erhöht worden ist. Die weiteren Kürzungen aus den Jahren 2004 und 2006 sind 
2011 nur zum Teil zurückgenommen worden. Deshalb benötigt die gemeinwohlorientierte 
Weiterbildung jenseits der Integrationsaufgaben für ihre Zukunftsfähigkeit weiterhin eine deutlich 
erhöhte, verlässliche und dynamisierte Regelförderung.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 

 
       
Ulrike Kilp      Wolfgang Jost 
-Sprecherin-      -Sprecher- 
 
 
 
 


